
Allgemeine Geschäft sbed i ngungen
für Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften

Stand: November 2016
Die folsenden,,Allgemeinen 6eschäftsbedingun8en" gelten für Verträge zwischen Steuerberatern, Steuerbevollmärhtigten und Steuerberatungsgesellschaften (im Fol-
Senden ,,steuerberater" genannt) und ihren Aufraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich in Teltform vereinÜart oder gesetzlich zwin-gJnd vorgeschrieten ist.
1. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Für-den Umfang der vom Steu-erberater zu erbrinqenden Leistun-gen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Der Auftrag wird nach den Crundsätzen ordnungsge-
. . 

mäßer Berufsausübung unter Beachtung der einschlägigen berufirechtlichen Normen und-der Be-rufspflichten (vgl. SiBerc, BoStB) ausgeführt_
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarfeiner ausdrücklichen Vereinbarung in Textform.
(3) Andert sich.die Rechtslage nach abschließender Erledlgung einer Angelegenheit, so is-t der Steuerberater nicht verpflichtet, den Auftraggeber aufdie Anderung

oder die sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen.
(4) Die Prüfung der RichtiSkeit, VollständiSkeit und Ordnungsmäßigkeit der dem Steuerberater übergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buchfüh-

rung und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies in Textform tereinbart ist. Der Steuerberater w'ird die vom auftäggeber gemachten Angaben, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig zu 6runde legen. Soweit er offensichtliche Unrichtigkeiten feststellt, ist er verpflichtet, dar'iuf hinzuweisen.

(5) Der Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor Betrörden, Cerichten und sonstigen Stellen dar. Sre ist gesondert zu erteilen. lst wegen der Abwesenheit
des AuftraESebeIS eine Abstjmmung mit diesem über die Einlegung von Rechtsbehelferi oder Rechtsmitteln n'icht moglich, ist der Steuerderater im Zweifel zu
fristwahrenden Handlungen berechti$ und verpfl ichtet.

2. Verrchwiegenheitspfl icht
(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrags zur Kenntnis

gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der Auftraggetrer entbindet ihn von dieser Verpflichtung. öie Verschwiegenheilspflicht besieht auch nach
Beendigung des Vertragsverhältnisses fort. Die Verschwiegenhäitspflicht besteht im gleichen Umfang auch iür die tvtitarbeiter des Steuerberaters.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die offenlegung zur Wahrung beiechti$er lnteressen des Steuerberaters erforderljch rst. Der steuerberater
ist auch insoweit von der VerschwiegenheitsPflicht entbunden, ä ls Cr nach den Veisicherun[sbedi ngu ngen sei ner Berufshaftpfl ichtversicherung zur lnformation
und Mitwirkung verpflichtet ist.

(3) Gesetzliche Auskunfts'und Aussageverweigerungsrechte nach § 102 AO, § 53 StpO und § 183 ZpO bleiben unberr.thrt.
(4) Der Steuerberater i5t von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, soweit dies zur Durchführung eines Zertifzierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters

erforderlich ist und die insoweittäti8en Personen ihrerseitt über ihre Verschwiegenheitspflicht be-iehrt worden sind. D'er Auftraggeber erklärt sich damit einver-
standen, dass durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine - vom Steuerberaier angeie$e und geführte - Handakte genommen wird.

3. Mitwirkung Oritter
Der Steuerberater ist berechti$, zur Ausführung des Auftrags Mitarbeiter, fachkundige Dritte sowie datenverarbeitende Unternehmen heranzuziehen. Bei der Her-
anziehung fachkundiger Dritter und datenverarbeitender Unternehmen hat der Steuirberater dafür zu sorgen, dass diese sich zur Verschwiegenheit entsprechend
ziff.2 Abs.1 verpflichten. Der Steuerberater haftet unter keinen Umständen für die Leistungen der Heringezogenen; bei den Herangezog-enen handelt es sich
haftungsrechtlich nicht um Ertüllungsgehilfen des Steuerberaters. Hat der Steuerberater die Biiziehung einei von"ihm namentlich benaintein Dritten angeregt, so
haftet der lediglich für eine ordnungsgemäße Auswahl des Herangezogenen_

3a. Elektronische Kommunikation, Datenschutz
(1) DeI Steuerberater ist berechtiSt, personenbezogene Daten des Auftraggebers und von dessen Mitarbeitern, im Rahmen der erteilten Aufträge maschinell zu

erheben und in einer automatisierten Datei zu verarbeiten oder einem bienstleistungsrechenzentrum zur weiteren AuftragsdatenverarbeitunI zu übertragen.
(2) Der Steuerberater ist berechtiSt, in Erfüllung seiner michten nach dem Eundesdatenschutzgesetz einen Beauftragten für ien Datenschutz zu bestellen. Sofern

dieser Beauftragte für den Datenschutz nicht bereits nach Ziff.2 Abs.1 Satz 3 der Verschüiegenheitspflicht untärliegt, hat der Steuerberater dafür Sorge zu
tragen, das5 der Beauftragte für den Datenschutz sich mit Aufnahme seiner Tätigkeit zur Wahrung des batengeheimnisses verpflichtet.

(3) Soweit derAuftraggeber dem Steuerberater einen Telefaxanschluss oder eine E-Mail-Adresse mitteilt, erklärt er sich bis aufWiderrufoder ausdrückliche ander-
weitiSe-Weisung damit einverstanden, dass der Steuerberater ihm ohne Einschränkungen r.lberjene Kontaktdaten mandatsbezogene Infcrmationen zusendet
Der Auftraggeber sichert zu, dass nur er oder von ihm beauftra$e Personen Zugriff auidas Empfangs"/Sendegerät bzw. den E.Mäil-Account haben und dass er
dortige Sendungseingänge regelmäßig überprrift. Der Auftrag[eber ist verpflic-htet, den Steuerberitei darauihinzuweisen, wenn Einschränkungen bestehen.
etwa das Empfangs'/Sendegerät bzw. der E-Mall-Account nur unregelmäßiB äuf Sendungseingänge überprüft wird oder Einsendungen nrr nr".h vorheriger
Ankündigung 8ewünscht wetden. Der Steuerberater übernimmt keine Haftring für die Sic-herhiit där mit unverschlüsselten E-Mails ü-bermittelten Daten und
lnformationen und haftet auch.nichtfÜI die dem Auftraggeber dieserhalb ggf. entstehenden 5chäden. Soweit der Auftraggeber zum Einsatz von Signaturverfah-
ren.und Verschlüsselungsverfahren die technischen Voraussetzungen besitit und deren Einsatz wünscht, teilt er dies diä Steuerberater rechtzeiiig mit; damit
einhergehende Kosten des Steuerberaters (bspw. zur Anschaffung und Einrichtung notwendiger Soft- bzw. Hardware) trägt der Auftraggeber.

4. Mängelbeseitigung
(1) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung etwaiger Mängel. Dem steuerberater ist Celegenheit zur Nachbesserung zu geben. Der Auftraggeber hat das

Recht - wenn und soweit es sich bei dem Mandat um einen DienstvertraB i. S. d. §§ 611, 67S 86thandelt -, die ttachbesser-ung äurch den Steuerbäiater abzuleh_
nen, wenn das Mandat durch den Auftraggeber beendet und der Mangellrst nach wirksamer Beendigung des Mandats festgestellt wird.

(2) Beseitigt der Steuerberater.die teltend gemachten Mängel nicht innerhalb einer angemessenen Frisi odir lehnt er die Mängelbeseitigung ab, so kann der Auf-
traggeber auf Kosten des Steuerberaters die Mängel durih einen anderen Steuerbeäter beseitigen lassen bzw. nach seiner"wahl ueäbsätzung der Vergütung
oder Rückgängigmachung des Vertrags verlangen.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten (2. B. Schreibfehler, Rechenfehler).könne-n vom Steuerberaterjederzeit, auch Dritten gegenüber, berichtigtwerden. Sonstige Mängel
darf der Steuerberater Dritten Segenüber mit Einwilligung.des Auftraggebers berichtigän. Die Einwilligung ist iiät erforderlich, r,ienn berechtigte interesslen
des Steuerberaters den lnteressen des Auftraggebers vorgehen.

5. Haftung
(1) Die Haftung des Steuerberaters und seiner

mehreren Pflichtverletzunten anlässlich der

Vorsat2 bleibt insoweit unberührt. Von der Haftungsbegrenzung
pers oder der Gesundheit. Die Haftungsbegrenzung gilt für die gesamte Tätigkert d
Ausweitung des Auftragsinhalts; einer erneuten Vereinba rung der Haftu ngsbegrenzu

die Sozietät/Partn

Erfüllungsgehilfen für einen Schaden, der aus einer oder - bei einheitlicher Schadensfolge
Erfüllung eines Auftrags resultiert, wird auf 1.000.000.00 €:l (in Worten

€) begrenrt. Die Haftuntsbegrenzung bezieht sich allein
ausgenommen sind Haftungsansprüche für Schäden aus

auf Fahrlässigkeit. Die Haftung für

- aus

der Verletzung des Lebens, des Kör-
es Steuerberaters für den Auftraggeber, also insbesondere auch fur erne
ng bedarf es insoweit nicht. Die Haftungsbegrenzung gilt auch bei Bildung
erschaft sowie für neu in die Sozietät/partnerschaft eintretende Sozien/

(2) Die Haftungsbegrenzung.gilt, wenn entsprechend hoher versicherungsschutz bestanden hat, rückwirkend von Beginn des Mandatsverhältnis5es bzw. dem
zeitpunkt der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der Aufträgsumfang nachträglich geändert oder erweitärt wird, auch aufdiese Fälle.

1) BittettfBetrateinsetzen UmvondieserRegelunBCebrauchmachenzukönnen,musseinBetragvonmindestensLMio.€angegebenwerden,unddievertrag-
liche Versicherungssumme muss wenigstens L Mio. € für den einzelnen Schadensfall betragen; anderenfalls ist der Absatz 1 zu streichen. Aufdie weiterfuhrenden
Hinweise im Merkblatt Nr. lOOl wird verwiesen.

einer Sozietät/Partnerschaft und übernahme des Auftrags durch
Partner. Die Haft ungsbegrenzung gilt
weit ausdrücklich nicht abbedungen

ferner auch gegenüber Dritten, soweit diese in den Schutzbereich des Mandatsverhältnisses fallen; § 334 BCB wird inso-
Einzelvertragliche Haftungsbegrenzuntsverein barungen gehen dieser Regelung vor, lassen die Wirksamkeii dieser Rege-

lung jedoch - soweit nicht ausdrücklich anders geregelt - unberuhrt.
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6' Pflichten des Auftraggebers; unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers
(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung-verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen irLdigung des nuftrags erforderlich ist. lnsbesondere hat er dem steuerbe-rater unaufgefordert alle für die Ausführung des Auftrags notwendigei ünterlagen vollsi;näig und so re"chtzeitig zu-ubergeben, dass dem ste;be;aa;r eine

angemessene Bearbeitungszeit zur verfü8ung steht- Entsprechendes gilt für die unterrichtun§Liber alle vorgän{e und umstände, die für die Ausführung des
Auftrags.vonBedeutungsein_können DerAuftuggeberisiverpflichtetlalleschriftlichenundm'ündlichenrrritiäilu"l']gendusSteuerberaterszurKenntniszuneh-
men und bei Zweifelsfragen Rücksprache zu halten.

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die unabhängigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfüllungsgehilfen beeinträchtigen konnte.
(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse des Steuerberaters nur mit dessen Einwilligung weitezugeben, soweit sich nichi bereits aus dem Auftrags-inhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.
(4)setzt der steuerberater.beim Auftraggeber in dessen Räumen Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen dessteuerberaters zur lnstallataon.und Anwendung der Programme nachzukommen.-Däs üelteren ist der Auftraggeberiärpflichtei, die programme nur in demvom steuerberater vorgeschriebenel umfäng zu nutzen, und er ist auch nur in dem Umfang zur Nutzung uelärrtigt. Dlr Auftraggeber äarf die programme

nichtverbreiten DersteuerberaterbleibtlnhaberderNutzungsrechte.DerAuitraggeberhataäeszuunterlaisen,was"derausübungiierNutzungsrecht!anden
Programmen durch den Steuerberater entgegensteht.

(5) unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach ziff.6 Abs. 1- bis 4 oder anderweitig obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der vom steuerberaterangebotenen Leistung in verzug, so ist der steuerberater.berechtigt. den Veärag fiistlos zu kitndigän ggl.ziff.g nbs. i). unberührt bleibt der anspruct aessteuerberaters auf Ersetz der ihm durch den verzug oder die unterüsseneJvlitwiikung des Auftragieueis"entstanaenen Mehraufi,,yendungen sowie äes veru'
sachten Schadens, und zwar auch dann. wenn der Steuerberater von dem rundigungirecht keinen Cebrauch macht.

7. Urhebenechtsschutz
Die Leistungen des Steuerberaters stellen dessen Seistiges Eigentum dar. 5ie sind urheberrechtlich geschützt. Eine weitergabe von Arbeitsergebnissen außerhalb
der bestimmunSsgemäßen Verwendung ist nur mit vorherige'r Zustimmung des steuerberaters in Tä{form zulässig.

8. Vergütung, Vorschuss und Aufrechnung
(1) Die vergÜtu ng (6ebühren und Auslagenersatz) des Steuerberaters für seine Berufstätigkeit nach § 3 3 stBerC bern i5st sich nach der steuerberatervergütungsver-

ordnung(stBVV) t,r.n:j.]::9:l-ledritereals,dieBesetzlicheVergütungkanninTeltformvereinbartwerden.Dievereinbarungeinerniedrigererivergütung
ist nur in außergerichtlichen-Angelegenheiten zulässig. sie muss in einem ingemessenen verhältnis zu der Leistung, deiverantwortung und dem Haftungsrisiko
des Steuerberaters stehen (§ 4 Abs. 3 STBVV).

(2) Für Tätigkeiten, die in der verSütungsverordnung keine Regelung erfahren (2, B. § 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 stBerc), gilt die vereinbarte vergütung, anderenfalls diefrjrdieseTätiSkeitvolgesehenegesetzlicheVergütung,anionständieüblicirevergutungßsorzÄui irrJol':äur-iaisl
(3) Eine Aufrechnung gegenüber einem verSütung5anspruch des Steuerberaters ist nur mriunbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten torderungen zulässrg.
(4) Für bereits entstandene und voraussichtlich entstehende CebLihren und Auslagen kann der Steuerberater einen vorschuss fordern. wird der eingeforderte Vor-

schuss nicht Sezahlt, kann der steuerberater nach vorheriger Ankündigung se-ine weitere Tätigkeit für den Auftraggeber einstellen, bis der Vorichuss eingeht.
Der Steuerberater ist verpflichtet, seine Absicht, die rätigkiit einzusteilen]dem Auftraggeberiechtzeitig bekanntTrlt.oun, *.nn dem Auftraggeber Nachieile
aus einer Einstellung der Tätigkeit erwachsen können.

9. Beendigung des Vertrags
(1) Der Vertrag endet mit Erfüllung de-r vereinbarten leistun8en, durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit oder durch Kündigung. Der vertrag endet nicht durch den

Tod, durch den Eintritt der 6eschäftsunfähigkeit des Auftiaggebers oder im Falle einer Cesellschaft durch deren aufldslng.
(2) Der vertrag kann * wenn und soweit er einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 BCB darstellt - von jedem vertragspartner außerordentlich gekündig werden, es

sei denn, es handelt sich um ein Dienstverhältnis mit festei Bezügen, § 627 Abs. 1 BCB; die Kündigung hat tn re"xiform iu erfolgen. soweit"im Einälfall hiervon
abgewichen werden soll, bedarfes einer Vereinbarung, die zwisctien Steuerberater und euftraggeäeräuszuhandeln ist-

(3) Bei Kündigung des vertrags durch den Steuerberater slnd zur vermeidung von Rechtsnachteilen des Auftraggebers in .iedem Fall noch diejenigen Handlungen
durch den Steuerberater vorzunehmen, die zumutbar sind und keinen Auischub dulden (2. B. Fristverlängeru"nlsantrag 6ei drohendem Fristablauf).

(4) Der Steuerberater ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführu-ng des Auftra,gs erhält oder erhalten hat und was er aus der ceschäftsbesorgung
erlangt,.herauszugeben Außerdemjstdersteuirberaterverpflichtet,cjemauftäggeberauf-verlangenüberdenstandieiangetegenheitAuskunftzuerterlen
und Rechenschaft abzulegen.

(5) Mit Beendigung des vertrags-hat der Auftraggeber dem steuerberater die beim Auftraggeber zur Ausführung des Auftrags ei ngesetzten Datenverarbeitungspro-
gramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unäzüglich herauszugeien ur*. siJron ä'er Festplatte zu löschen. 

e I

(6) Nach Beendigung des Auftragsverhältnisses sind die Unterlagen beim Steuerberater abzuholen.
(7) Endet der Auftrag vor seiner vollständigen Ausführung, 5o richtet sich der Vergütungsanspruch des steuerberaters nach dem cesetz. soweit i m Ei nzelfal I hiervonabgewichenwerdensoll.bedarfeseinärgesonderteriVereinbarunginTextfüm. "

10' Aufbewahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht in Bezug auf Arbeitsergebnisse und Unterlagen
(1) Der steuerberater hat d ie Handakten für die Dauer von zehn.Jahren nach aeeid igung des ,Auftrags ä ufzu bewahren. Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon vorBeendiSung dieses zeitraurns, wenn der steuerberater den Auftraggeber aufgeiordärt hat. die äandakten in Empfang zu rrei",,r.n, ,n7 der' auitraggete,, diese,,Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hatliicrrt nactigeko.r.n irt
(2)Handakteni.S v.Abs.LsindnurdieSchriftstücke,diederSteuerberaterausAnlassseinerberuflichenTätigkeitvondemAuftraggeberoderfurihnerhaltenhat,

nicht aber der Briefwechsel zwischen dern steuerberater und seinem Auftraggeber und für die schriftstucke, die dieser bereits in ur5chrift oder Abschrift erhal-ten hat, sowie für die zu internen Zwecken gefertigen Arbeitspapiere (§ 66 Äüs. i stB6).
(3) Auf AnforderunB des Auftraggebers, spätestens aber nach Beendigung des Auftrags, hat tler steuerberater dem Auftraggeber die Handakten innerhalb einerangemessenen Frist herauszugeben. Der steuerberater kann von uäterlagen, die er än den Auftraggeber zurückgibt, Absch"rhen oder Fotokopien anrertigen undzurückbehalten.

(4) Der Steuerberater kann dje Herausgabe der Handakten verweigern, bis er wegen seiner Cebuhren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Vorent-haltung der Handakten und der einzelnen Schriftstücke nach din umstän<jeiurrngur.ir.n wäre (§ 66 Abs. 2 satz 2 stBerc).
11. Sonstiges

Fü r den Auftrag, seine Ausfüh rung und die sich hiera-us ergebenden Ansprüche_gilt a usschl ießlich d_eutsches Recht. Erfüllungsort ist der woh nsitz des Auftraggebers,soweit er rricht Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts ocier öffäntlich-rechtliches sondervermögen ist, ansonsten die berufliche Niederlassung dessteuerberaters DerSteuerberaterist-nicht-bereit,äneinemstreitbeilegungsverfahrenvoreinerverbraucherschlichtungsstelleteilzunehmen(§§36,37vsBC).r)

12. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit
Falls einzelne Bestimmungen.dieser Auftragsbedingungen unwirksam seln oder werden sollten, wird die wirksamkeit der übrigen Bestirnmungen dadurch nichtberÜhrt. Die unwirksame Bestrmmung ist dürch einägüitige zu ersetzen, die dem angestrebten liel möglichst nahe ko*;i. 

-

brau(herschlichtun8sstelle ist rn diese-m F;ll unter Angabe von deren Anschrift und website hinzuwerren.


